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Baugrundrisiko und Amtshaftung bei der Uberbauung von Altlasten
- Zur Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs — [1]

Einleitung

ErfahrungsgemaB wird in vielen Fallen der
Uberbauung eines alten Fabrikgeldndes oder
einer alten Mulldeponie diese Altlast zu spét er-
kannt. Dann sehen viele Geschédigte im Staat
einen zahlungskraftigen Schuldigen. Aber
kann jeder, den die Uberbauung einer Altla-
stenfidiche schadigt, aus offentlichen Kassen
Ersatzfordern, gegebenenfalis wie und wieviel?
Diese Fragen beantwortet das deutsche Recht
unbefriedigend kompliziert. Das liegt zun4chst
daran, daB8 die maBgeblichen Anspruchs-
grundlagen den Richter zu vielen Wertungen
zwingen, deren Ergebnisse schwer vorherseh-
bar sind; ferner verteilt die Verfassung (Art. 34,
14 GG) aus historischen Grinden die Staats-
haftungsregeln auf zwei Rechtsgebiete.

Das Staatshaftungsrecht wird von zivil- und von
offentlich-rechtlichen Normen gepragt. Bei der
Amtshaftung knOpft es an die Vorschrift des
Birgerlichen Gesetzbuches zur Haftung von
Beamten fUr deren unerlaubtes Handeln an;
Art. 34 des Grundgesetzes burdet diese Haf-
tung dem Staat auf. Die Gerichte, die Uiber die
Amtshaftung sowie Ober Enteignungs- und Auf-
opferungsentschédigungen urteilen, sind seit
ieher Zivilgerichte, in letzter Instanz heute der
Bundesgerichtshof. Sie entscheiden im Zivil-
prozeB nach Vorschriften und Grundsatzen, die
zum Privatrecht gehoren. Der Beklagte in Scha-
densersatz- und Entschadigungsprozessen
wegen der Uberbauung einer Altlast ist aber in
den hier interessierenden Féllen regelméBig
eine Gemeinde oder ein Landkreis. Der Ge-
schadigte streitet mit der bekiagten Behdrde
iber eine Pflichtverletzungihrer Amtstrager; die
streitige Pflicht hat das offentliche Recht den
Amtstragern auferlegt. Obwoh! die Wahrung
des 6ffentlichen Rechts, auch das der Altlasten-
liberbauung, vorrangig den Verwaltungsge-

richten obliegt, entscheiden Uber Ersatzan-
spriiche Zivilgerichte.

Die beiden Gerichtszweige befassen sich mit

‘der Altlastenliberbauung danach aus verschie-

denen Blickwinkeln. Wenn es darum geht, eine
pflichtwidrige Uberplanung oder Bebauung
einer Altlast zu verhindern, urteilen Verwatl-
tungsgerichte; ist dagegen schon auf ihr ge-
baut worden, dann geht es um Schadensersatz
oder Entschédigung, und dafir sind grundsétz-
lich die Zivilgerichte zustandig. Weil die Altlast
oft erst erkannt wird, wenn das Haus schon
steht, verlangen die Geschadigten gleich Er-
satz. Sie klagen sofort im Zivilrechtsweg und
beruten sich dort auf den urséchlichen Fehler
im Bebauungsplan oder in der Baugenehmi-
gung. Die Zivilrichter miissen dann notgedrun-
gendie verwaltungsrechtlichen Vorfragen Gber
Planungs- und Baugenehmigungsfehler mit-
entscheiden. So entsteht die Gefahr, daB in ver-
waltungsrechtlichen Altlastenfragen eine un-
gleiche Rechtsprechung zweier Gerichtszwei-
ge die Rechtssicherheit schwicht. Viele Urteile
des BGH vermitteln den Eindruck, als lehnten
sich die Zivilgerichte in offentlich-rechtlichen

Vorfragen an die Judikatur der Verwaltungs--

richter an, um dieser Gefahr zu begegnen. Es
treten jedoch typisch zivilrechtliche Entschei-
dungsmaBstébe hinzu, sobald es um Fragen
des allgemeinen Schadensrechts geht, die von
Haus aus zum Privatrecht gehtren, also etwa
um ein Mitverschulden des Geschéadigten [2].

{1] Vortrag, gehalten auf dem interdisziplinaren Kotloqulum zur Bau-
grundsicherheit - Geotachnische Bausicherheit zwischen privater
und oHenflicher Verantwortung — am 10. und 11.5.1995 in Berlin.
(2] Zum Mitverschuldenin Altlastenfalienvgl. BGHZ 108,224 (2291);
Krohn, Festschrift Gelzer (1991}, $.281 (281 1),
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Den wichtigsten Ersatzanspruch wegen des
Baus auf einer Altiast regeit die Amtshaftungs-
norm des BGB, § 839 Abs. 1, zusammen mit
Art. 34 GG. Danach muB der Staat Schadens-
ersatz leisten, wenn ein Amtstrager schuldhaft
eine Amtspflicht verletzt hat, die ihm gegeniber
dem geschéadigten Dritten oblag. In den Altla-
stenfallen werden regelmaBig drei dieser Vor-
aussetzungen besonders wichtig: Gibt es er-
stens eine Amtspflicht, die Schiaden aus Altia-
sten vermeiden kann? Zweitens: Soll diese
Ptlicht gezielt die Interessen des geschadigten
Klagers schitzen, oder obliegt sie dem Amts-
trager nur im Allgemeininteresse, so daB die
Ptlichterfullung dem einzelnen Bauherrn, Bau-
trager, Grundeigentimer oder Mieter nur bei-
faufig Vorteile bringt? Gibt es eine solche Amts-
phicht und soll sie gerade diesen Kiager schit-
zen, so kommt es drittens darauf an, fur welche
seiner Schadensposten er Ersatz fordern darf.
lch werde mich auf diese drei Fragen konzen-
trieren [3].

l. Welche Amtspfiichten bestehen bei der
Uberbauung von Altlasten?

1. Begriff der Amtspfiicht

Amtspflichten sind die Pflichten der Amtstrager
gegeniuber dem Staat. Amtstrager ist jeder, der
hoheitlich fiir den Staat tétig wird. Die Erfillung
einer Rechtspflicht, die ein Gesetz oder sonst
eine Rechtsvorschriftder planenden Gemeinde
und der Baugenehmigungsbehdrde auferlegt,
obliegt in den staatlichen Stellen Amtstragern
als Amtspflicht. Erflllt ein Amtstrager diese
Amtspflicht, dann erfiilit er auch die entspre-
chende Rechtspflicht des Staates, so daB wir
fir unser Thema vereinfachen kdnnen: Die
Rechtspflichten des Staates sind Amtspflichten
seiner Amtstrager.

2. Amtspfiichten in Altiastenfilien

Bei der Uberbauung von Altlasten bestehen
Pftichten fur die Bauileitplanung und Pflichten
for die Baugenehmigung. Dieser Unterschied
ist wichtig, weil fiir die Bauleitplanung die Ge-
meinde und fir die Baugenehmigungi. d. Regel
der Landkreis zustandig ist, und weil eine Altlast
auf dem beplanten oder dem unbeplanten Ge-
biet einer Gemeinde liegen kann. Wenn im un-
beplanten Gebiet auf einem altlastverseuchten
Grundstick ein Bau genehmigt wird [4], kann
ein Rechtsfehler und damit eine Amtspflichtver-
letzung nur im Baugenehmigungsverfahren lie-
gen. Wird dagegen auf einer Altlast innerhalb
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eines Bebauungsplans gebaut [5], so braucht
nicht erst die Genehmigung fehlerhaft zu sein.
Schon vorher kénnen die Ratsherrenals die zu-
stédndigen Amtstrager [6] eine Pflicht verletzt
haben, z. B. weil sie die belastete Flache nicht
als Baugebiet hatten ausweisen durfen oder zu-
mindest im Plan als belastet hatten kennzeich-
nen mdssen.

a) Pflichten bei der Bauleitplanung
Rechtspflichten fir die Bauleitplanung enthal-
ten das Baugesetzbuch und andere 6ffentlich-
rechtliche Gesetze. Weitere hat das Bundes-
verwaltungsgericht nach und nach ausgeformt,
vornehmlich das Abw#gungsgebot [7], das
Konfliktbewéltigungsgebot [8] und das Riick-
sichtnahmegebot [3].

Aus dem BauGB hebe ich hier die Pflicht zur
Wahrung gesunder und sicherer Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse hervor sowie die zur Kenn-
zeichnung belasteter Flachen und frage: Wie
kénnen diese Pflichten Risiken fiir Gesundheit
und Standsicherheit begegnen, die im Zustand
des Baugrundes liegen? Man kann das Erd-
reich nicht einfach mit ROntgenstrahlen durch-
leuchten, aber es wird sich zeigen, daB zu bei-
den Pflichten der Auftrag gehért, solche Bau-
grundrisiken zu erforschen.

{3) Waenigerumstrittene, 2. B.K ader Veract

werden hier ausgeklammert (vgl. dazu 2. B. Krohn, Fastschrift Gelzer
[1991), S.281 [289 #1.); Wurm, UPR 1990, 201 (201, 203)); ebenso
andere Entschadigungsgrundlagan fir besondare Fallkonstellatio-
nen, z B. des enteignungsgleichen Eingritts, der entsprechenden
Anwendung des § 39 BauGB fdr nutzlose Autwendungen, oder lan-
desrechtiiche Haltungsnormen wie § 39 { b OBG NW (vgi. dazu Bou-
jong, Wiverw 1991,59[621 ,81,92]; Qssenbuhl, DBV 1992, 761 (763);
Wurm, UTR Bd. 27 [1994], 587 [599 t.}).

[4) BGHZ 123, 191 ff (Fall Recklinghausen).

(5] BGHZ 106, 323 (.Erstes wrteil” - Fall B ; Anm
Seizwede!, EWIR § 839 BGB 1/89, 1091;

BGHZ 108, 224 (,Zweltes Altlastenurtell” — Fall Osnabriick);

AGHZ 109, 380 (Fall Dortmund-Dorstfeld, vgl. dazu die Fallstudie
lpsen/Tettinger, Altlasten und kommunale Bauleitplanung, 1988;
Anm. Ossenbiihl, JZ 1990, 649);

BGHZ 110, 1 m. Anm. OssenbOhl, JZ 1990, 649;
BGHZ 113, 367 (Fall Dinslaken);

BGHZ 117, 363 (Fall Bietefeld li};

BGHZ 121, 85 (Fall Rosengarten):

BGHZ 123, 363 (Fall MOhiheim am Main);

BGH, UPR 1992, 438 (Fall Gladback)

BGH, NJW 1953, 384 (Fall Siegburg).

BGH, NVwZ 1994, 91 (Fall Gretrath).

[8] BGHZ 106, 323 (330); 110, 1 (8)

[7} Dazuz.B.Ibler, JuS 1990, 7 H.

[8] Dazu z.8. Stder, StuGR 1989, 8 (81): Schink, VR 1992, 1 (81)

[9] Dazu z.B. Stier, in Hoppenberg (Hrag.), Handbuch dea dHantii-
chen Baurechts, 1983, Bauleitplanung Rdnrn. 430 #f.
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aa) Pflicht zur Wahrung gesunder und siche-
rer Wohn- und Arbeitsverhiiitnisse
Bei der AltlastenGberplanung stellt der BGH die
Pflichtaus § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BauGB in den
Vordergrund. Danach muB die Gemeinde, die
einen Bebauungsplan aufstelit, insbesondere
die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhéltnisse und die Sicher-
heit der Wohn- und Arbeitsbevdikerung be-
ricksichtigen. Die Ratsmitgiieder kdnnen diese
Ptlicht nur erfullen, wenn sie aufklaren, ob es im
Plangebiet eine Altlast gibt und welche Ge-
sundheitsgefahr von ihr droht. Folglich haben
sie eine entsprechende Aufklarungspflicht, fur
die zwei Fragen zu unterscheiden sind [10}:
Welcher Umstand 10st diese Aufkiarungspflicht
aus?, und was ist zu tun, wenn sie ausgeldst ist?

Beide Fragen beantwortet der BGH mit ein und
derselben Negativ-Formel: Die Aufklarungs-
pflicht der Ratsherren sei nicht grenzenios; ge-
schuldet werde ,keine Ermittlung ins Blaue hin-
ein“. Die Grenzen beschreibt der BGH so: ,Was
die planende Stelle nicht ,sieht’, und was sie
nachden gegebenen Umstanden auch nichtzu
.sehen’ braucht, kann von ihr nicht beriicksich-
tigt werden und braucht von ihr auch nicht be-
ricksichtigt zu werden“ [11]. Mit demselben
Satz begrenzt das Bundesverwaltungsgericht
die Pflicht der Gemeinde zur Ermittlung des Pla-
nungsmaterials fur einen Bebauungsplan [12],
und der BGH beruftsich darauf [13). Ein solcher
Gleichschritt der beiden Gerichte kann vorteil-
haft sein, solange er der Unsicherheit vorbeugt,
die droht, wenn Ahnliches verschieden behan-
delt wird. Nachteile kénnen entstehen, wenn
dieser Gleichtakt Chancen zur Rechtsfortbil-
dung verspielt, die darin liegen, daB zwei Ge-
richtszweige aus unterschiedlicher Perspekti-
ve tatig werden. Hier fallen zun&chst einmal
Nachteile auf. Die Formel mit ihren vier Vernei-
nungen enthéit keine besonders prazisen Pruf-
maBstébe. Beide Gerichte verweisen lieber auf
Umstande des Einzelfalls, verzichten aiso dar-
auf, die Aufklérungspflicht allgemeinggltig kla-
rer zu fassen. Der hohe Begriindungsaufwand
for neue MafBstibe macht diesen Verzicht zwar
verstandlich, zumal die Amtshaftungsrecht-
sprechung zu Altlasten noch jung ist; aber den
planenden Amtstragern und den Geschadigten
gibtdiese Askese nur wenig Sicherheit [14]. Wir
muissen deshalb bisher mit Einzelfall-Aussa-
gen des BGH vorliebnehmen; einige aber knn-
ten verallgemeinerungstahig sein, und viel-

leicht kann der BGH sie kunftig zu RechtsmaB-
staben formen und prazisieren.

(1) Was Ioste danach bislang die Aufklarungs-
pflicht der Ratsherren aus? Der BGH hat ge-
sagt: '

- Wenn auf der Flache friiher Industrieabfélie
oder wilder Mailabgelagertwordenwar und da-
mit die Moglichkeit einer gefahrlichen Boden-
verunreinigung naheliegt [15];

- Wenn die Gemeinde friher selbst Grund-
sticke als Deponie mitbenutzt hat. Hier dirfe
sie sich selbst dann nicht auf die Unkenntnis
ihrer Amtstrager berufen, wenn die frihere Nut-
zung nur wenige Wochen als Notbehelf diente
undwenn zwischen dieser kurzen Nutzung und
der Uberplanung knapp 20 Jahre lagen [16)].

- Andererseits erzwinge die Kenntnis davon,
daB das geplante Wohngebiet frilher Zechen-
und Kokereigeldnde war, fiir sich allein genom-
men noch keine Bodenuntersuchung. In dem
Fall lagen die Betriebe 50 Jahre vor der Uber-
planung still, ohne jedes Anzeichen fir eine Bo-
denbelastung, die eine Wohnnutzung aus-
schiieBen wirde [17].

Versucht man vorsichtig, aus den wenigen Ein-
zelfalien zu verallgemeinern und bedenkt dabei
den Satz, die Ratsherren m(iBten nichtins Blaue
hinein ermitteln, so darf man festhalten: Weder
der Wille noch der EntschluB zur Planung allein
lost die Nachforschungspflicht aus, sondern
erst ein ,Altlastenverdacht*, wobei der BGH die
Anforderungen an diesen Verdacht von Fall zu
Fall weiterentwickelt [18]; er kann dabei auf
Vorschlage im Schrifttum zuriickgreifen {19].
Soweit es Altlastenkataster gibt, sollten diese nv.
E. indes unabhangig von einem Altlastenver-
dacht stets ausgewertet werden miissen.

{10} Vgl. Schink, VR 1992, 1 (3); Boujong, WiVerw 1991, 59 (83)
[11] BGHZ 113,387 (371)

[12) BVerwGE 59, 87 (103); Ossenbiht, JZ 1990, 649; Stoer (Fufn.
9), Rdnr 410,

[13] BGHZ 113, 367 (371).

[14] Raeschke-Kassler, DVBI. 1992, 683 (684) warnt deshalb dia
Gemeinden. Im gleichan Sinn Ossenbiihi, DOV 1992, 761 (764).

[15] Vgl BGHZ 106, 323 (327 1.).

{16] BGHZ 113,367 (371 zur Kennzalchnungspfiicht, muf aber fir
§1Abe.5 8.2 Nr. t BauGB abenaa gelten),

117] BGHZ 123,191 (195 unter Hinweis aul BGH, Urt.v.9, 7. 1982 - Il
ZRT78u 105/91 -, UPR 1992, 438).

[18} Vgt Wurm, UTR Bd, 27 (1994), 587 (5921.).
[18] Vgl z B Schink, VR 1992, 1 (41 m.w.N)).

597



BauR 5/95

IBLER

(2) Wasistzu tun, wenn die Aufklarungspflicht
ausgeldstist? Dazu hat der BGH bisher gesagt:
Die Ratsherren missen grundsétziich alle Er-
kenntnisquellen nutzen, die Hilfe der Verwal-
tungsapparate von Gemeinde, Aufsichtsbehor-
de und Fachbehtrden [20] suchen sowie not-
falls Sachverstandige einschaiten [21]. Jemehr
die Vorbenutzung einer Fi&che die Mdglichkeit
einer gefahrlichen Bodenverunreinigung nahe-
legt, desto weiter geht die Prifungspflicht [22].
Die Akten der planenden Gemeinde und die
Wahrnehmungen ihrer Bediensteten sind aus-
zuwerten [23].

Die Nachforschung ist Teil der Pflicht zur Wah-
rung gesunder und sicherer Wohn- und Ar-
beitsverhalitnisse, sie soll Gefahren fur die Ge-
sundheit von Menschen und fur die Stand-
sicherheit von Bauwerken aufdecken [24]. Was
zur Standsicherheit kraft§ 1 Abs.5 Satz 2 Nr. 1
BauGB aufgeklart werden muB, hat der BGH
nichtim einzeinen festgelegt. Furdas Ziel dieser
Vorschrift - Gesundheit und Sicherheit der
Wohn- und Arbeitsbevdlkerung - geniigt die
Prifung, ob man Bauten der vom Plan erlaubten
Art dort so standsicher errichten kann, daB sie
nicht einstirzen und dadurch Menschen ge-
fahrden. Auch das Erforschen der Standsicher-
heit hat hier also Gesundheitsbezug. Stand-
sicherheitsrisiken und Umweltbelastungen, die
nicht auch die Gesundheit gefahrden kdnnen,
brauchen fur § 1 Abs.5 Satz 2 Nr.1 BauGB
nicht erforscht zu werden. Sie sind ggf. bei der
Kennzeichnungspfiicht (§ 9 Abs.5 Nr.3
BauGB) oder dem AbwaAgungsgebot (§ 1 Abs. 6
BauGB) zu erkunden oder sie bleiben dem Bau-
genehmigungs- bzw. Anzeigeverfahren Gber-
lassen - oder ganz dem Bauherrn.

(3) Wenn im Plangebiet eine Altlast entdeckt,
die tatsachliche Bodenbelastung bestimmtund
die Gefahr eingeschatzt wurde, muB die Ge-
meinde beurteilen, was ein Bebauungsplan
hier noch erlauben darf. Drohen Gesundheits-
gefahren, scheidet eine Ausweisung des Ge-
biets zu Wohnzwecken aus [25] und zwar auch
fur die in Randgebieten liegenden Grundstik-
ke, auch wenn sie selbst nicht kontaminiert sind
[26]. Drohen keine Gesundheitsgefahren, z. B.
weil der Grundeigentimer die Altlast ohne jede
Rucksténde auskoffern kann, verstdBt die Aus-
weisung ehemaligen Deponiegeldndes zu
Wohnzwecken nicht gegen § 1 Abs.5 Satz 2
Nr. 1 BauGB [27].
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bb) Kennzeichnungspflicht

Nach der Kennzeichnungspflichtdes § 9Abs. 5
Nr.3 BauGB sollen Flachen, deren B&den er-
heblich mit umweltgefahrdenden Stoffen bela-
stet sind, im Bebauungsplan gekennzeichnet
werden [28]. Diese Pflicht ist nicht auf die Ge~
sundheit der Wohn- und Arbeitsbevélkerung
zentriert wie die zuvor behandelte [29]. Ge-
kennzeichnetwerden muf3 zudem jede belaste-
te FlAche, selbstwenn sie nicht fir eine bauliche
Nutzung vorgesehen ist, sondern etwa als Park-
anlage (30].

Dies setzt ebenfalls eine Aufklirung voraus, die
sich auf die chemische Beschaffenheit der Alt-
last und auf die altlastbedingte mangeinde
Tragfahigkeit des Bodens bezieht [31]. Weil es
hier aligemein um Umweitbelastungen gehtund
nicht nur um Gesundheitsgefahren, muB nach
§ 9 Abs. 5 Nr. 3BauGB mehr aufgeklan werden
als nach dem eingangs erorterten § 1 Abs.5
Satz 2 Nr. 1 {32]). Wieviel mehr, 188t der BGH al-
lerdings noch nichtsicher erkennen. Wiederum
wire zu fragen, was die Aufkl&rungspflicht aus-
16st [33) und was zu geschehen hat, sobald sie
ausgeldst ist. Auch hier beantwortet der BGH
beides, indem er die Grenzen der Aufklarungs-
pflicht erneut mitder Formel beschreibt, diedas
Bundesverwaltungsgericht nutzt, um die Pflicht
zur Zusammenstellung des Planungsmaterials
zu begrenzen [34]: ,Was die planende Stelle
nicht ,sieht’, und was sie nach den gegebenen

(20]) Die Einschaltung von Fachbehorden befrait die Gemainde aber
nicht von eigener Verantwortung, vgl. BGHZ 109, 380 (387).

[21] BGMHZ 106,323 (329); 110, 1 (8); Schink, BauR 1987, 397 (401);
zur Einsichtnahmein Altiastenkatasters Schink, VA 1992, 1 (4); Bou-
long, WiVerw 1991, 59 (83).

(22] BGHZ 106, 323 (328)

[23] BGHZ 109, 380 (3871).

[24] BGHZ 106,323 (327 unter Hinwels auf Schink, BauR 1987, 397,
400 und DoV 1988, 529, 531), 110, 1 (7}

(25] Raeschke-Kessler, DVB!. 1992, 683 (685); Schink, VR 1992, 1
(9).

[26] BGHZ 109, 380 (387).

[27) BGHZ 113,367 (LSa] und S.3691,3731).

28] vgl dazu Sofker, UPR 1987, 201 {204 {); Schroter, UPR 1991,

176 B.; Schink, VR 1992 1431, 111).

[29] vgl BGHZ 113, 367 (370): Lohr, In Baths/Krautzberger/Lohr
4. Aufl. § 9 Rdnr. 113 nennen auch die Kennzeichnungspliicht
gesundhaitsbezogen.

{30] vgl. z.B. Schink, VR 1992, 1 {12 m w.N)).

{31] vgl. BGHZ 113, 367 (370 sub. 4).

{32] vgl BGHZ 113, 367 (370 t.).

[33) In BGHZ 113, 367 (371) nannt der BGH das Mitbenutzen der
Deponie durch die Gemeinde als Ausldser, dies muB aber auch fur
die Aufklarung be1§ 1 Abs 5 Satz 2 Nr. 1 BauGB Ausloser sain, vgl o.
FuBn. 16.

[34] BGHZ 113, 367 (371 unter Bezugnahme auf BverwGE 59, 87
(103)).
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Umstanden auch nichtzu sehen’ braucht, kann
von ihr nicht berlcksichtigt werden und
braucht von ihr auch nicht bericksichtigt zu
werden* [35). Allenfalls konkrete Anhaltspunk-
te fur eine Ungeeignetheit des Baugebiets
konnten eine Baugrunduntersuchungspflicht
auslésen [36].

cc) Exkurs: Amtspflicht zur Abwiigung aller
betroffenen Belange

Das BauGB enthait weitere Pflichten, die eine
Aufklarung voraussetzen. Am klarsten ist dies
beim Abwagungsgebot des § 1 Abs. 6 BauGB,
nach dem alle von der Planung berihrten Be-
lange gegeneinander abzuw#gen sind. Das
Bundesverwaltungsgericht verlangt datfir,
grundsétzlich alle diese Belange zusammenzu-
stellen. Der BGH hat im AnschiuB daran far die
Bauleitplanung die Amtspﬂlchtzur Zusammen-
stellung des Abwagungsmaterials gepriift, sich
in den Altlastenfallen dann aber exemplarisch
den beiden genannten Pflichten zur Beriick-
sichtung gesunder und sicherer Wohn- und Ar-
beitsverhéitnisse und zur Kennzeichnung von
Belastungen zugewandt, ohne die darin liegen-
de Beschréinkung gegeniiber dem umfassen-
deren Abwagungsgebot zu erlautern [37]. Ich
vermute, er hat diese Verklirzung gew4hit, weil
er in den bisherigen Altlastenfalien nur bei die-
sen Pflichten auch die weiteren Amtshaftungs-
voraussetzungen fir erwagenswert hielt. Es
bleibt selbstversténdlich Amtspflicht der Rats-
herren, das Abwagungsgebot einzuhalten.

b) Amtspflichten bei der Baugenehmigung
Die Pfiichten bei der Baugenehmigung ergeben
sich aus den Bauordnungen der Lander, aus
dem Baugesetzbuch des Bundes und aus an-
deren dffentlich-rechtlichen Gesetzen. Rechts-
pflichten bei der Uberbauung von Altlasten gel-
ten hier vor allem etwaigen Gesundheitsgefah-
ren und der Standsicherheit. Beispielsweise
verlangt§ 34 Abs. 1 Satz 2 BauGB, daB fiir Bau-
ten im unbeplanten Innenbereich einer Ge-
meinde die Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhaitnisse gewahrt bleiben. Die
Landesbauordnungen verbieten Bauten, die
Leben und Gesundheit bedrohen (z.B. §§ 1
Abs. 1 Satz 2,75 Abs. 1 NBauOQ) [38] und sie for-
dern, daB jeder Bau standsicher sein muf (z.B.
§ 18 NBauO). Folglich missen die Amtstrager
in der Baugenehmigungsbehdrde prifen, ob
das beantragte (bzw. angezeigte) Vorhaben
diesen Ansprichen genlgt.

Wenn noch vor der Baugenehmigung eine Alt-
last mit Gesundheits- oder Standsicherheits-
gefahren festgestelit wird, ist die Genehmigung
nur unter Auflagen zu erteilen [39] oder ganz zu
versagen, Entsteht nur der Verdacht einer Alt-
last, diskutiert die Literatur lediglich eine Hin-
weispflicht der Behdrde, eine Aufklirungs-
pflichtwird unter Verweis auf die Beweislastdes
Bauherren abgelehnt [40]; ob dies der Baufrei-
heitganz gerecht wird, erscheint mir nicht zwei-
felsfrei. Der BGH hat hierzu, soweit ersichtlich,
noch nicht Stellung bezogen [41].

Er Ubertragt vielmehr den schon zweimal zitier-
ten, dem Planungsrechtentnommenen Satz zur
Begrenzung der Aufkisrungspflicht ins Geneh-
migungsverfahren des Bauordnungsrechts. Er
nutzt ihn mithin als Allzweckformel, mit schwer
abschatzbaren Ergebnissen.

aa) Abwehr von Gesundheitsgefahren

Im Urteil vom 13.7.1993 [42] wiederholt der
BGH diese Formel und resumiert: ,Uberzogene
Anforderungen an die Priifungspilicht (scil. der
Bauaufsichtsbehtrde) dirfen nicht gestelit
werden“. Was ,Uberzogene Anforderungen*
sind, wenn es um die Gesundheit geht, will der
BGH nicht abstrakt definieren. In diesem Fall
bezog er sich auf sein schon erwihntes Urteil,
das eine Aufklarungspflicht verneint hatte, weil
die Uberplante Kokerei 50 Jahre lang stillag, oh-
ne daB Anhaltspunkte fir eine die Wohnnut-
zung ausschlieBende Bodenbelastung aufge-
treten waren. Auch die Nachbarschaft der ehe-
maligen Kokerei zu einer Halde fur ungefshrli-
chen Bergbau-Abraum verpflichtete nicht zu
prufen, ob die Kokerei diese Halde zweckwidrig
mitbenutzthabe, obwohl Halde und Kokereivon
derselben Zeche betrieben worden waren [43].
Der BGH verneinte hier auchfiir das Baugenéh-
migungsverfahren eine Aufklarungspflicht [44).

(35! BGHZ 113, 367 (373).
[36] Vgi BGH, Urt. v 18 9 1987 - V ZR 219/85 -, WM 1988, 200

[37] Vgl BGHZ 113, 367 (369) und Wurm, UPR 1990, 201 sowie die
Kritik von Schink, VR 1992, 1 (

(38] Vgl. BGHZ 1089, 380 (394)

[39] Vgl. Wurm, UTR Bd 27 (1994), 587 (598).

gg)g](ﬂge)schke -Kessler, DVBI. 1992, 683 (687); Schink, D6V 1988,
(41] In BGHZ 123, 191 (199) erwﬂgt der BGH, das Baugrundrisiko
vom Bauherrn auf den Staat abzuwalzen, ,.wenn die aus der Boden-
untersuchung resultierenden Gesunahellsgelahren der Aulgichts-
behordeim Zem)unkl der Erteilung der Baugenehmigung unter Anle-
gung eines objekti Sorgli bs erkennbar war”.

[42] - 2zR 22/92 =, BGHZ 123, 191 (195)

(43} BGHZ 123, 191 {192, 196).

[44) BGHZ 123, 191 (195)
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bb) Abwehr von Gefahren fiir die Stand-
sicherheit

Schon 1963 hat der BGH eine Amtspflicht der
Genehmigungsbehdrde zur Prifung der stati-
schen Berechnung eines Bauvorhabens bejaht
und sich dabei auf die entsprechende Vor-
schriftder BauO berufen [45]. Diese Amtspflicht
soll Gefahren vorbeugen, die durch den Ein-
sturz standunsicherer Bauwerke drohen [46]
und zwar an Kérper, Gesundheit und Eigentum.

1l. Welche der Amtspflichten sollen welchem
bestimmten Dritten dienen?

Ein Schadensersatzanspruch aus Amtshaf-
tung setzt weiter voraus, daB dem Amtstrager
die Pflicht nicht nur im innenverhaitnis zum
Staat und damit nur gegeniber der Aligemein-
heit obliegt, sondern auch gerade dem Ge-
schadigien gegeniber [47].

1. Urteile zu Bauleitplanung und Bau-
genehmigung

Der BGH geht davon aus, daB es bei Bauleitpla-
nung und Baugenehmigung drittschitzende
und nicht-drittschiitzende Pflichten gebe [48].
im Grundsatz allerdings solle die Bauleitpla-
nung zum Nutzen der Aligemeinheit die stadte-
bauliche Entwicklung férdern, sie diene nicht
dazu, dem Eigentimer oder dem Bauherrn
Baugrundrisiken abzunehmen [49]; und auch
das Baugenehmigungsverfahren solle dies
nicht.

a) Zur Drittgerichtetheit bei Planungs-
pflichten
aa) Pflicht zur Wahrung gesunder und siche-
rer Wohn- und Arbeitsverhélnisse
Fur die Amtspflicht zur Wahrung gesunder und
sicherer Wohn- und Arbeitsverhaitnisse macht
der BGH aber eine Ausnahme. Diese Pflicht sei
drittschitzend fir die Grundeigentimer im
Plangebiet z. Zt. des Beschlusses Gber den Be-
bauungsplan [50]; fiir die sonst an Grundstuk-
ken im Bebauungsplangebiet dinglich Nut-
zungsberechtigten {51); fir die Ersterwerber
vom Bautrager {52]; fUr die Bautrager-Eigenti-
mer [53]; fur die Ersteigerer in der Zwangsvoll-
streckung [54]; fur die im Plangebiet tatigen Ar-
beitnehmer und fir ihre Arbeitgeber [55].

Andere Dritte hat der BGH dagegen nichtinden
Schutz dieser Amtspflicht einbezogen: Weder
den Eigentliimer, der sein Grundstiick nicht be-
bauen will [56]; noch Nachbarn, deren Grund-
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stiicke selbst unbelastetvon Schadstoffen sind
[57]; noch die Kreditgeber der Bautrager und
Bauherren, die durch Grundpfandrechte im
Plangebiet gesichert sind (58].

bb) Kennzeichnungspflicht

Fur die Amtspflicht, belastete Flachen zu kenn-
zeichnen, macht der BGH keine Ausnahmen.
Die Kennzeichnungspflicht dient danach nur
ganz allgemein der stddtebaulichen Entwick-
lung. Sie will aber nicht den Bauherren das Risi-
ko abnehmen, daB der Boden wegen der Altlast
nicht tragfahig ist [59]. Ob etwas anderes gilt,
wenn konkrete Umsténde auf eine Ungeeignet-
heit des Baugrundes deuten und ob dann aus-
nahmsweise eine Baugrunduntersuchungs-
pflicht entsteht, brauchte der BGH in WM 1988,
200 (203 1i.) nicht zu ertrtern [60].

b) Zur Drittgerichtetheit von Pflichten im
Baugenehmigungsverfahren
aa) Pfiicht zur Abwehr von Gesundheits-
gefahren

Die Pflicht aus den Landesbauordnungen zum
Schutz von Leben und Gesundheit entfalte
Schutzwirkung fir die Bauherren [61], aber
.Nur insoweit, ... als das von ihnen errichtete
Bauwerk selbst mit Gefahren fiir Leben und Ge-
sundheit der Bewohner behaftet ist*. Ohne Ge-
sundheitsgefahrdung wéren die Bauherren
nicht Opfer der Gefahren, vor der sie diese
Amtspflicht schutzen solie [62].

(45) BGHZ 39, 358 (350).

[46] BGHZ 39, 358 (363).

147] BGHZ 39, 358 (3621)

(48] Vgt. 2 B Boujong, WiVerw 1991, 59 (66 H )

{49} Krohn, Festschnft Gelzer (1991), S 281 (287 m w.N in Fun
34).

(50)] BGHZ 106, 323 (333).

(51) BGHZ 108, 224 {227).

[52) BGHZ 106, 323 (333), auch fur spatere Erwerber bejant von
Boujong, Wiverw 1991, 59 (87 1. m.w.N), Wurm, UPR 201 (202) und
Raeschke-Kessler, NOW 1993, 2275 (2277)

{53) BGHZ 108, 224 (228)

[54] BGHZ 108, 224 (227)

[55] BGH, NJW 1993, 384 (385}

[56] BGHZ 108, 224 (229).

[57] BGHZ 109, 380 {389)

(58] BGHZ 108, 224 {229)

[59] Vgl. BGHZ 113,367 (3721 7u § 9 Abs. 5 BBauG 1976); Krahn,
Feslachrift Gelzer (1991). § 281 (287)
[60] ablehnend Schink, VR 1992, 1 {15).
[61] BGHZ 109. 380 (394).

{62) BGHZ 109, 380 {394)
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bb) Pflicht zur Abwehr von Standsicherheits-
gefahren

Die Pflicht zur Prifung der Baustatik im Bauge-
nehmigungsverfahren nennt der BGH zwar
drittgerichtet. Sie schutze ais Dritten i. S.von §
839 BGB ,jedes Glied der Allgemeinheit, das
von der Gefahr mangelnder Standsicherheit
bedroht wird, also jeden der als Bewohner, Be-
nutzer, Besucher oder Voriibergehender oder
Arbeiter zu dem Bauwerk in Beziehung tritt und
auf dessen Standsicherheit vertrauen darf,
auch Eigentimer und Bauherren [63]. Aber
dann schrankt der BGH ein: .Das gilt jedoch
nicht nach der Richtung, daB der Bauherr davor
bewahrt werden soll, durch einen statisch
falsch berechneten Bau nutzlose finanzielle
Aufwendungen zu machen” [64].

2. Der dogmatische Ansatz des BGH

Der BGH bestimmt die Drittgerichtetheit stets
nach dem Satz: ,Ob im Einzelfall der Gesché-
digte zum Kreis der Dritten‘i. S. von § 839 BGB
gehort, beantwortet sich danach, ob die Amts-
pflicht = wenn auch nicht notwendig ailein, so
dochauch-denZweckhat, dasinteresse gera-
de dieses Geschadigten wabhrzunehmen.*
Auchdie Verwaltungsgerichte benutzen, unwe-
sentlich abgewandelt, diesen Satz. Sie bestim-
men mit ihm, ob eine Rechtsvorschrift nur ob-
jektives Recht schafft, oder ob sie auch ein sub-
iektives offentliches Recht gerade des Kiagers
begrinden soll, kraft dessen der Kiager im Ver-
waltungsprozeB klagebefugt (§ 42 Abs.2
VwGO) und in seinen Rechten verletzt (§ 113
Abs. 1, § VWGO) sein kann [65]. Man wird als
Faustregel sagen dirfen: Begriindet eine
Rechtsnorm ein subjektives offentliches Recht,
$0 schitzt sie seinen Tréger im Umfang dieses
Rechts als Dritten i. S. von § 839 BGB.

Damit eine Amtspflicht in diesem Sinne dritt-
schutzend ist, miissen nach Ansicht des BGH
bestimmte perstnliche, rdumliche und qualita-
tive Merkmalie erfillt sein.

a) Abgegrenzter Personenkreis - persdnliche
und rdumliche Merkmale

Eine Amtspflicht kann nur dann gezielt Interes-

sen Dritter dienen, wenn sich diese Dritten hin-

reichend kiar von der Aligemeinheit abgrenzen

lassen.

Die Kennzeichnungspflicht soll jedermann
Uber den Zustand des Plangebiets unterrich-

ten, etwa auch die Besucher einer als belastet
gekennzeichneten Parkanlage; dies sprichtda-
gegen, bestimmte Dritte besonders hervorzu-
heben [66].

Allerdings kann auch ein groBer Personenkreis
abgrenzbar sein, wie bei der Baustatik-Prif-
pflicht, bei der jeder Dritter sein kann, der k&r-
perlich mit dem Bau in Beruhrung kommt.

Im Urteilvom 31. 1. 1975 [67] hat der BGH erwo-
gen, die von einem Bebauungsplan betroffenen
Grundeigentimer und sonst dinglich Berech-
tigten als Dritte zu bezeichnen, weil sie durch
die raumlichen Grenzen des Plans und durch
ihre rechtlichen Beziehungen zu den erfaBten
Grundstlicken hinreichend klar erkennbar
sind. Aber er hatdies damals, und auchim Urteil
vom 8. 6. 1978 [68], offengelassen; jene Klagen
scheiterten aus anderen Griinden.

b) Zusiitzliche Quatitéitsmerkmale -
w»gespaltene* Amtspflichten

Im Urteil vom 24. 6. 1982 {69] hat der BGH diese
Kriterien, die personenbezogen auf die dinglich
Berechtigten und réumlich auf das Plangebiet
abstelien, um sachliche Merkmale ergénzt und
formuliert, daB ,von den bei der Verabschie-
dung eines Bebauungsplans zu beachtenden
Amtspflichten nur solche als ,drittgerichtet' in
Betracht kommen, die eine Berdicksichtigung
konkreter besonderer Interessen des einzel-
nen Blrgers oder einer Gruppe von Blirgern er-
fordern* [70). Hieraus hatder BGH spéter die Fi-
gur der ,gespaltenen“ Amtspfiicht entwickelt
[71]: ,Dabei muB eine Person, der gegeniiber
eine Amtspflicht zu erfillen ist, nicht in allen
ihren Belangen als Dritter anzusehen sein. Viel-
mehr istjeweils zu prifen, ob gerade dasim Ein-
zelfall beruhrte Interesse nach dem Zweck und
der rechtlichen Bestimmung des Amtsge-
schafts geschitzt werden soll [72].“

[63) BGHZ 39, 358 (3631)
[64] BGHZ 39, 358 (Leitsatz 2 sowie S.364); BGH, NJW 1993, 384
{385).

[65] Vgl. auch Ossenblhl, DOV 1992, 781 (765).

{66) § 9 Abs. 5Nr. 3 BauGB enthalt auch keine qualitative Hervorhe-
bung, 7.8 den Schutz der Gesundhelt, 8. o

[67) M2ZR 18/72 - DVBI. 1976, 173 {176).

168] Nl ZR 48/76 - BGHZ 71, 386 (390).

[69] 1N ZR 109/80 - BGHZ 84, 292,

{70] BGHZ 84, 292 (301); vgl. auch Boujong, WiVerw 1991, 59 (67)

{71] BGH, Urt. v. 15. 3 1984 - Il ZR 15/83 - BGHZ 90, 310 (312 -
slaatliche Bankenautsicht); vgi. Boujong, Wiverw 1991, 59 (96)

1721 BGHZ 106, 323 (331).
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Auch diese zusatziiche Beschrénkung erklart
der BGH anhand von Formeln aus der Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts:
Der BGH bejaht namlich im Grundsatz nurdann
drittbezogene Amispflichten gegeniiber einem
bestimmten Planbetroffenen, wenn bei der kon-
kreten PlanungsmaBnahme in qualifizierter und
individualisierbarer Weise auf schutzwurdige
Interessen eines erkennbar abgegrenzten
Kreises Dritter Rucksicht zu nehmen ist [73].
Dem gleicht im VerwaltungsprozeB die Prifung,
ob das bauplanungsrechtliche Riicksichtnah-
megebot ausnahmsweise ein subjektives 6f-
fentliches Recht desjenigen begriindet, auf
dessen Belange Riicksicht zu nehmen ist. Der
BGH hat sich in seinem ersten Altlastenurteil
(1989) [74] auf dieses Ricksichtnahmegebot
des BVerwG berufen [75).Inseiner neueren Alt-
lastenrechtsprechung leitet er den Drittschutz
statt dessen unmittelbar aus der Pflicht des § 1
Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BauGBher [76]}, nach der ge-
rade die gesunden Wohn- und Arbeitsverhait-
nisse und die Sicherheit der Wohn- und Ar-
beitsbevolkerung geschitzt werden solien, und
die gegeniber dem Rucksichtnahmegebot
spezieller ist. Damit lieBen sich die qualifizierten
und individualisierten Interessen in diesen Fal-
fen klar bestimmen. Dies erlaubt es m.E., bei
VerstoBen gegen die Amtspflicht zur gerechten
Abwagung aller planungsberitihrten Belange
weiterhin die Rucksichtnahmegebot-Recht-
sprechung aufzugreifen, wenn die geschitzten
privaten Beiange nicht einfach durch Hinweis
auf spezielle Vorschriften wie § 1 Abs. 5 Satz 2
Nr. 1 BauGB als individualisiert und qualifiziert,
also als drittschutzbegrindend erkennbar
sind.

Im Ergebnis muf also nicht nur der Kreis der
Dritten abgegrenzt sein, sondern es mussen
auch bestimmte betroffene interessen dieser
Dritten klarumgrenzt und auch noch herausge-
hoben sein. Anhand dieser personen- und
sachbezogenen Merkmale kann man nachvoli-
ziehen, wann der BGH Personen nicht als Dritte
ansieht. Die Eigentiimer, die nicht bauen wollen
und die Kreditgeber der Bauwilligen sind zwar
klar abgrenzbare Personenkreise: Sie sind
Grundeigentimer im Plangebiet bzw. lassen
sich ihre Kredite auf Grundsticken im Plange-
biet absichern. Aber ihre Interessen sind nicht
besonders herausgehoben. Als in diesem Sin-
ne herausgehoben sieht der BGH Leben und
Gesundheit der Wohn- und Arbeitsbevtike-
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rung an, weil § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BauGB die-
se Merkmale ausdriicklich nennt; zudem sind
Leben und Gesundheit unabhéngig davon von
héchstem Gewicht. Damit erklart sich die Dritt-
gerichtetheit gegenuber Bautragergesell-
schaften: Die Sachmangelnormen des Kauf-
rechts und die polizeirechtlichen Gefahrenab-
wehrvorschriften machen die Bautrager dafir
verantwortlich, daB die H4user nicht ungesund
sind [77]. Die Arbeitgeber haften kraft § 618
Abs. 1 BGB fir ,Leben und Gesundheit* ihrer
Arbeitnehmer in den Arbeitsstatten im Plange-
biet[78].Fir die Kennzeichnungspfiichtgilt: Sie
ist nicht streng gesundheitsbezogen wie die
des§ 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BauGB; ihr fehltalso
nicht nur ein abgrenzbarer geschitzter Perso-
nenkreis (s. 0.), es ist auch kein Schutzgut be-
sonders herausgehoben. Im Baugenehmi-
gungsverfahren wird die Pllicht der Genehmi-
gungsbehtrde zur Wahrung der Standsicher-
heit durch die Bauordnungsvorschriften zum
besonderen Schutz von Gesundheitund Leben
speziell auf diese Rechtsgiter ausgerichtet
(z.B.§ 1 Abs. 1 Satz2 NBauO: ,Besonders dir-
fen Leben und Gesundheit nicht bedroht wer-
den“) [79). Wer dagegen nicht im Plangebiet
bauen will, hat nichts zu tun mit Gesundheitsge-
tahren, die auf die Wohn- und Arbeitsbevtike-
rung Uber die Bebauung zukommen kdnnen.
Ebensowenig genieBt derjenige Drittschutz, der
nur seinen Kreditsichern will: ihm drohen durch
die Bebauung weder seibst Gesundheitsgefah-
ren noch kann er fir Gesundheitsgefahren an-
derer durch eine Norm mitverantwortlich ge-
macht werden [80], die dann sein Interesse in-
dividualisieren und gegentiber der Aligemein-
heit herausheben kdnnte.

[73] BGHZ 106, 323 (332 unter Hinwsis auf BGHZ 92, 34, 52).

[74] Urt.v.26 1. 1989 -IIl ZR 194/87 - BGHZ 106, 323 (332, bezug-
nehmend au! Urt. v. 28.6 1984 - I} ZR 35/83 - BGHZ 92, 34, 52)
[75] Im Ergebnis zustimmend Papier, JZ 1984, 993 (994) und Dolde,
NVwZ 1985, 250 (252), die rber dia AnknOpfung an das Ricksicht-
nahmegebot fur Uberfl(ssig haten.

{76) vgl. BGHZ 113, 367 (369: vorsichligas Abricken vom Abwa-
gungsgebot des BVerwQ zugunsten einar unmittetbaren Interpreta-
tlondes § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BauGB); vgl. auch Krohn, Festschrift
Gelzer (1991}, S. 281 (283 1) und Boujong, WiVerw 1991, 59 (68).
[77) vgl. BGHZ 108, 224 (228), Krohn, Festschrift Gelzer (1991),
§.281 (288); Wurm, UPR 1990, 202.

(78] BGH, NJW 1993, 384 (385)

(78] vgl. BGHZ 109, 380 (394)

[80] vgl. Wurm, UPR 1990, 201 (202 1i )
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c) ,Schutzzweck der Amtspflicht*

Aus allemfolgertder BGH: ,Es kommt demnach
auf den Schutzzweck der Amtspfiicht an.” [81]
Dieser Schutzzweck muB die Drittrichtung der
Amtspflicht erkennen lassen, und dies wird er-
stens personenbezogen danach bestimmt,
welchen abgrenzbaren Personenkreis die
Pflicht schitzen soll und zweitens sachbezo-
gen durch individualisierbare und qualifizierte,
d. h. herausgehobene Schutzmerkmale.

Der ,Schutzzweck” hat zudem doppelte Be-
deutung: Erstens soll dieses Merkmal den Kreis
der abgrenzbaren Personen verkieinern [82]:
Eswerden nur die in Gesundheit und Leben Ge-
fahrdeten geschitzt, also z.B. die Wohn- und
Arbeitsbevblkerung, aber nur in dem Umfang,
den die Heraushebung von Leben und Ge-
sundheit vorgibt. Daraus resultiert die erwahnte
Figur der ,gespaltenen Amtspflicht” [83], die zu
einem Teil auch drittgerichtet sein soll, zu einem
anderen Teil aber ausschlieBllich der Ailge-
meinheit dienen soll. Zweitens hat der Schutz-
zweck Bedeutung fir den Umfang des zu erset-
zenden Schadens [84).

lil. Vor weichen Schiiden sollen diese Amts-
pflichten den Geschidigten schiitzen?
Wurde eine drittschitzende Amtspflicht ver-
letzt, so entsteht ein Ersatzanspruch erst, wenn
der Schaden im Schutzbereich dieser Pfiicht

anfalit.

1. Urteile zu Bauleitplanung und Bau-
genehmigung

a) Planungspflicht zur Wahrung gesunder
und sicherer Wohn- und Arbeits-
verhiltnisse

Da der BGH die Kennzeichnungspflicht nicht

als drittschitzend einstuft [85), kénnen wir uns

hier auf die Pflicht zur Wahrung gesunder und

sicherer Wohn- und Arbeitsverh#itnisse be-

schranken. Als ersatzfghig hat der BGH hier be-

zeichnet:

Gesundheltsschéiden, weiter fehigeschlagene
Aufwendungen fir den Erwerb unbewohnbarer
Grundsticke und den Hausbau darauf (abziig-
lich des Restwertes) [86), ferner Nutzungsaus-
falle in Hohe fiktiver Mieteinnahmen [87] sowie
Aufwendungen, die notig sind, um die f0r die
Unbewohnbarkeit verantwortlichen Gesund-
heitsgefahren einschlieBlich der Restrisiken zu
beseitigen [88].

Als nicht ersatzfahig hat er Kosten eingestuft,
die dadurch anfallen, daB eine Altlast ausgekof-
fert wird, von der keine Gesundheitsgefahren
ausgehen [89]. Auch nicht ersatzfahig war der
Schaden, der dadurch entstand, daB Kaufer fur
ein vermeintlich sauberes Grundstiick mehr
bezahit hatten, als das - noch bewohnbare -
Land gekostet hatte, wenn die Belastung be-
kannt gewesen wére [90]. Ebensowenig ersetzt
wurde ein Schaden, der darin lag, da8 im bela-
steten Plangebiet kein Obst und Gemiise im
Gartenangebautund auch das Brunnenwasser
nicht getrunken oder sonst gebraucht werden
durfte. In diesem Fail konnte das Grundstiick
sonst unbedenklich bewohnt werden [91].

b) Pfiichten im Baugnehmigungsverfahren
zur Abwehr von Gesundheits- und Stand-
sicherheitsgefahren

Nichtersetzt wurden dem Bauherrn im Kokerei-

Fall BGHZ 123, 191 die Investitionskosten [92]

fur den Kauf des Grundstiucks, dessen Bela-

stung erst nach Erteilung der Baugenehmigung
erkannt worden war. Allerdings gewann die

Frage nach der Ersatzfahigkeit fir den Amts-

haftungsanspruch hier keine eigenstindige

Bedeutung, denn der BGH hatte zuvor schon

die Amtspfiichtverietzung verneint. Nichtersetzt

wurden Kosten des Bauherrn zur Beseitigung
von Rissen in der Bodenplatte seiner auf Kiar-
schiamm gebauten Fabrikhalie. Dabei hatte die

Wiederherstellung zugleich alle vom Kiér-

schlamm drohenden Gesundheitsgefahren be-

seitigt [93).

2. Der dogmatische Ansatz des BGH

Der Schutzzweck der Amtspflicht, von dem ihre
Drittgerichtetheit mit abhangt, wird vom BGH
auch herangezogen, um den Umfang des er-
satzfdhigen Schadens zu bestimmen. Andieser
Prufung endet der Gleichtakt der beiden Ge-
richtszweige:

{81] BGHZ 106, 323 (331).

182) Krohn, Z1BR 1994, 8.

{83} vgl. Wurm, JA 1982, 1 (2 re. Sp.).

(84] Vgl. z.B. Wurm, JA 1892, 1 (3).

85} Z B Urt. v, 26.2.1993 - Il ZR 47/92 ~, NVwZ 1994,91 (92 re.).
[86] BGHZ 106, 323 (334 1),

[87] BGHZ 108, 323 (335).

[88] BGHZ 123, 363 (366 H.).

{89] BGHZ 113, 367 (373 1.); vgl. auch BGHZ 123, 363 (366).

(90| BGHZ 121, 65; bastatigt durch BGHZ 123, 363 (365).

{91) BGH, Urt. v. 25.2.1993 - Hll ZR 47/92 -, NVwZ 1994, 91 (92);
bestatigt durch BGHZ 123, 363 (365).

{92} vgl. BGHZ 123, 191, wo allerdings schon die Driftgerichtetheit
der Amtspflicht verneint worden war,

(93] BGH, NJW 1993, 384 (365).
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a) Losldsung von der Verwaltungsrecht-
sprechung

Die Zivifrichter missen hier den offentlich-
rechtlichen Pflichten Inhalte entnehmen, die
uberjene hinausgehen, die die Verwaltungsge-
richte beschaftigen. Die Zivilgerichte missen
die pflichtenbegrindenden Normen auf scha-
densersatzregelnde Aussagen hin prifen, die
bei der Planungskontroile durch Verwaitungs-
gerichte grds. keine Rolle spielen und die des-
halb bei der Auslegung des BauGB vor den Ver-
waltungsgerichten unwichtig sind [94). Erstdas
Amtshaftungsrecht lenkt den Blick auf sie.

b) Die Figur der ,VeriliSlichkeitsgrundlage*

Der BGH hat dafur die Figur der ,Veri&Blich-
keitsgrundlage” entwickelt [95]. Die Richter
entscheiden, in welchem Umfang der Bebau-
ungsplan bzw. die Baugenehmigung [96] dem
Geschadigten eine ,VerlaBlichkeitsgrundiage*
bietet, kraft derer er darauf vertrauen darf, das
Grundstiick ohne Schaden so nutzen zu kon-
nen, wie es der Plan vorsieht bzw. die Genehmi-
gung es erlaubt. Ein solches Vertrauen komme
nur in Betracht, soweit der Plan (oder die Ge-
nehmigung) Festsetzungen trifft, die von dritt-
schutzenden Normen veraniaBt werden, also
z.B.von§ 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BauGB (oderz. B.
§ 1 Abs. 1 Satz 2 NBauQ). Ersatzfahig sind da-
nach nicht alle Schiden, sondern nur soiche
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Vermdgensverluste, die daraus entstehen, daB
die Bauten entgegen § 1 Abs.5 Satz 2 Nr. 1
BauGB (oder § 1 Abs. 1 Satz 2 NBauQ) wegen
der damit verbundenen Gesundheitsgefahren
ganzlich unbewohnbar sind [97]. Ein Bebau-
ungsplan schafft dagegen kein allgemeines
Vertrauen dahin, daB das beplante Gebiet nach
seiner Bodenbeschaffenheit und -struktur far
eine Bebauung geeignet ist [98]. Eine Bauge-
nehmigung befreit den Bauherrn nicht von jed-
wedem Standsicherheitsrisiko. Ebensowenig
schafft eine Baugenehmigung Vertrauen dahin,
daB die Genehmigungsbehtrde fir Gesund-
heitsschaden einstehen werde, die zur Zeit der
pflichtgem&B erteilten Genehmigung nicht er-
kannt werden muBten. Der Staat ibernimmt al-
s0 weder durch Bauleitplanung noch durch
Baugenehmigung eine Geféhrdungshaftung;
es gibt keine allgemeine Bau- und Planungs-
schadensersatzpfiicht des Staates.

(94] vgl. Krohn, FS Galzer, 199t, S.281 (284 t); Vor ahnlichen
Schwierigkeiten stehen Zivilrichter, wenn sie im Rahmen des § 823
Abs. 2 BGB offentiich-rechlliche Schulzgessetza auslegen missan,
um den Umtang der ziviirechtiichen Haftung fGr Aitlasten zu ermitteln,
vgl. dazu Diederichsen, UTR Bd 1 (1985), 117 {127 H).

{956] BGHZ 106, 323 (335); 121, 65 (67); 123, 191 (199); Urnt. v.
25.2 1993-11ZR47/92 -, NVwZ 1994,91(92); vgl. ferner Wurm, UTR
Bd. 27 (1994), 587 (594 1.); ablehnend Salzwedel, EWIR § 839 BGB
1/89, 1091 (.; kritisch auch Ossenblhi, DOV 1992, 761 (767 H.).

[96] BGHZ 123, 191 (199).
{971 Krohn, Festschrift Gelzer (1891}, S.281 (283 1)
(98] BGHZ 123, 363 (367).

Baugrundrisiken und offentliches Recht - Reformbedart?

BauR 5/95

605



	Baugrundrisiko und Amtshaftung bei der Überbauung von Altlasten
	Baugrundrisiko und Amtshaftung bei der Überbauung von Altlasten II

